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Stellungnahme der Landeselternschaft der Gymnasien in Nordrhein-West-
falen e.V. 

zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Sicherung von umfassenden Bildungsangeboten  

und zur Stärkung  
der Qualität von Schule (17. Schulrechtsänderungsgesetz) sowie zu dem 

Entwurf einer Siebten 
Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekun-

darstufe I (7. ÄVO-APO-S I) 
 

(Neuregelungen in Fettdruck) 
 

 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Stein, 
sehr geehrter Herr Bals,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir möchten Ihnen unseren Dank für die bereitgestellten Informationen ausspre-
chen und die Gelegenheit nutzen, uns zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Siche-
rung von umfassenden Bildungsangeboten und zur Stärkung der Qualität von 
Schule (17. Schulrechtsänderungsgesetz) sowie zur Siebten Verordnung zur Ände-
rung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I (7. ÄVO-APO-S I) zu 
äußern. 
 
Im Folgenden finden Sie unsere Ausführungen zu ausgewählten Punkten: 
 
Artikel 1: Änderung des Schulgesetzes 
 
§ 3 Schulische Selbstständigkeit, Eigenverantwortung, Qualitätsentwick-
lung und -sicherung 
 
Ergänzter Satz 3 zu Abs. 3:  
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„1Schulen und Schulaufsicht sind zur kontinuierlichen Entwicklung und Sicherung 
der Qualität schulischer Arbeit verpflichtet. 2Qualitätsentwiclung und Qualitätssi-
cherung erstrecken sich auf die gesamte Bildungs- und Erziehungsarbeit der 
Schule. 3Einen wesentlichen Beitrag zur Qualitätsentwicklung und Quali-
tätssicherung von Schule leisten Fortbildungen.“ 
 
Stellungnahme siehe unten unter §§ 57, 59 
 
 
§ 53 Erzieherische Einwirkungen, Ordnungsmaßnahmen 
 
Ergänzung zu Abs. 8: 
 
 „Vor der Beschlussfassung hat die Teilkonferenz der betroffenen Schülerin oder 
dem betroffenen Schüler und deren Eltern Gelegenheit zu geben, zu dem Vorwurf 
der Pflichtverletzung Stellung zu nehmen; zu der Anhörung kann die Schülerin oder 
der Schüler eine Person des Vertrauens aus dem Kreis der Schülerinnen und Schü-
ler, der Lehrkräfte oder der pädagogischen oder sozialpädagogischen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an der Schule hinzuziehen.“ 
 
Stellungnahme: 
 
Schüler, die sich einer Anhörung stellen müssen, befinden sich in einer Ausnahme-
situation einem hauptsächlich mit Erwachsenen besetzten Gremium gegenüber. 
Angst und Aufregung können zu einer mentalen Blockade führen, welche es er-
schwert, die eigene Sicht der Vorkommnisse richtig darzustellen und die Informati-
onen der Gegenseite vollständig aufzunehmen und zu verstehen. Die Eltern sind 
wegen der eigenen emotionalen Beteiligung nicht immer eine gute Stütze. Lehrer 
und Mitschüler kommen häufig nicht in Frage, weil sie Teil des Konflikts sind oder 
aus nachvollziehbaren Gründen nicht in den Konflikt hineingezogen werden sollen. 
Umso wichtiger ist die Möglichkeit, eine andere Person des Vertrauens mitnehmen 
zu können. Personen aus dem Kreis des pädagogischen und sozialpädagogischen 
Personals erscheinen besonders geeignet. Die Novelle ist daher sehr zu begrüßen.  
 
 
§ 54 Schulgesundheit 
 
Ergänzter Satz zu Abs. 3: 
 
1Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der Schule oder deren Teilnahme an 
anderen schulischen Veranstaltungen eine konkrete Gefahr für die physische oder 
psychische Unversehrtheit anderer oder die eigene bedeutet, können vorüberge-
hend oder dauernd vom Schulbesuch ausgeschlossen werden. 2Die Entscheidung 
trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter auf Grund eines regelmäßig zu überprü-
fenden amtsärztlichen Gutachtens. 3Wenn aufgrund eines dauernden Aus-
schlusses der Schülerin oder des Schülers das Schulverhältnis gemäß § 47 
Absatz 1 Nr. 6 geendet hat, ist die zuständige Schulaufsichtsbehörde für 
die Überprüfung und die daraufhin zu treffende Entscheidung nach § 54 
Absatz 3 Satz 2 zuständig. 4Bei Gefahr im Verzug ist die Schulleiterin oder der 
Schulleiter befugt, einen vorläufigen Ausschluss vom Besuch der Schule auszuspre-
chen. 5Bei einem vorläufigen Ausschluss ist das amtsärztliche Gutachten unverzüg-
lich nachträglich einzuholen.  
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Stellungnahme: 
 
Gerade in Zeiten von allgemeiner Überlastung und Lehrermangel ist die Versuchung 
groß, § 54 zu nutzen, um einen Schüler mit Behinderung oder psychischer Erkran-
kung, der als besonders anstrengend empfunden wird, längerfristig oder gar dauer-
haft von der Schule auszuschließen. Wegen der enormen Tragweite ist es von gro-
ßer Wichtigkeit, dass Entscheidung und Überprüfung nicht in den Händen der Schul-
leitung, sondern der Schulaufsicht liegen. Die Novelle ist daher sehr zu begrüßen. 
 
Die Schulen dürfen allerdings nicht mit dem Problem allein gelassen werden, son-
dern benötigen Unterstützung durch genügend Personal aus Schulsozialarbeit und 
Schulpsychologie sowie der Möglichkeit, Schüler zumindest vorübergehend an Bil-
dungsinstitutionen abgeben zu können, die den Bedürfnissen der betroffenen Schü-
ler und ihrer Familien besser gerecht werden. Vorbildhaft sei hier die Villa Interim in 
Münster genannt mit ihren telefonischen, digitalen, und Kleingruppen-Angeboten. 
Den Schulträgern müssen entsprechende Standards vorgegeben werden. 
 
 
§ 57 Lehrkräfte 
 
Ergänzter Satz 2 zu Abs. 3: 
 
„Lehrkräfte sind verpflichtet, sich zur Erhaltung und weiteren Entwicklung ihrer 
Kenntnisse und Fähigkeiten selbst fortzubilden und an dienstlichen Fortbildungs-
maßnahmen auch in der unterrichtsfreien Zeit teilzunehmen. 2 Dienstliche Fort-
bildungsmaßnahmen können als Präsenzveranstaltungen oder als digitale 
Fortbildungsformate angeboten werden. 3Die Genehmigung von Fortbildung 
während der Unterrichtszeit setzt in der Regel voraus, dass eine Vertretung gesi-
chert ist oder der Unterricht vorgezogen oder nachgeholt oder Unterrichtsausfall auf 
andere Weise vermieden wird.“  
 
 
§ 59 Schulleiterinnen und Schulleiter 
 
Neufassung des Abs. 6: 
 
„1Die Schulleiterin oder der Schulleiter wirkt auf die Fortbildung des 
Schulpersonals hin und entscheidet im Rahmen der von der Lehrerkonfe-
renz gemäß § 68 Absatz 3 Nummer 3 beschlossenen Grundsätze über An-
gelegenheiten der Fortbildung. 2Die Schulleiterin oder der Schulleiter stellt 
eine diesen Grundsätzen entsprechende verbindliche Fortbildungsplanung 
je Schuljahr für die Schule auf. 3Gegenstand der Fortbildungsplanung sind 
in der Regel Fortbildungen für das gesamte Kollegium oder Teilgruppen 
des Kollegiums. 4 Über die Auswahl von Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
an Fortbildungsveranstaltungen entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter nach Beteiligung des Lehrerrats gemäß § 69 Absatz 2. 5Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter kann auch antragsunabhängig zur Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen verpflichten.“  
 
 
Stellungnahme zu §§ 3, 57, 59, 121: 
 



 

 

4

Nach dem Abschluss ihrer Ausbildung sind Lehrer in Bezug auf Weiterentwicklung 
der Unterrichtsqualität sowie den Umgang mit neuen Herausforderungen wie Digita-
lisierung und KI, Inklusion und Integration von frisch zugewanderten Kindern im 
Wesentlichen auf sich allein gestellt. Zwar gibt es Fortbildungen, doch Qualitäts-
mängel, eine zum Teil wenig auf den Fachunterricht bezogene Themenauswahl, be-
schränkte Zugänglichkeit der Angebote und fehlende Verbindlichkeit verhindern ei-
nen flächendeckenden Effekt auf die Unterrichtsqualität in den Schulen.  
 
Alle Maßnahmen, die geeignet sind, diese Missstände abzustellen, sind daher sehr 
zu begrüßen. Die geplanten Änderungen im Schulgesetz sind ein Schritt in die rich-
tige Richtung. 
 
 
§ 64 Wahlen 
 
Ergänzung von Abs. 3 Satz 4: 
 
„4Bei den Mitgliedern der Schulkonferenz, Vorsitzenden und stellvertretenden Vor-
sitzenden der Klassenpflegschaft oder der Jahrgangsstufenpflegschaft endet 
das Mandat erst zu dem in Absatz 2 bestimmten Zeitpunkt.“ 
 
Stellungnahme: 
 
Die aktuelle Formulierung von § 64 Abs. 3 Satz 4 führt in der Praxis zu Verwirrung. 
Die geplante Klarstellung, dass in der Frage der Dauer des Mandats die Vorsitzen-
den und stellvertretenden Vorsitzenden von Jahrgangsstufenpflegschaften wie die-
jenigen von Klassenpflegschaften zu behandeln sind, ist daher sehr erfreulich. 
 
 
 
§§ 64 Abs. 3 Satz 3, 73 Abs. 1 Satz 2, 123 Abs. 2 Gremienmitgliedschaft 
von Eltern eines volljährigen Kindes 
 
Zu unserem großen Bedauern sieht der Entwurf keine Überarbeitung von § 73 Abs. 
1 Satz 2 i.V.m. § 64 Abs. 3 Satz 3 und § 123 Abs. 2 vor. Eine solche wäre aber 
dringend nötig. 
 
Problemlage: 
Nach dem alten Recht Schulmitwirkungsgesetz (SchMG) waren die Eltern unbe-
schränkt Mitglieder der Klassenpflegschaft. Volljährige Schüler konnten beratend an 
den Sitzungen teilnehmen. Seit Erlass des Schulgesetzes im Jahr 2005 sind es die 
Eltern der volljährigen Schüler, die nur noch beratend teilnehmen. Die volljährigen 
Schüler sollten nun selbst vollwertige Mitglieder der Klassen-/Jahrgangsstufen-
pflegschaft werden. Dieses wurde allerdings in § 73 nicht ausdrücklich ausgespro-
chen, da der damalige Gesetzgeber ausweislich der Begründung des Gesetzes im 
Referentenentwurf davon ausging, dass es sich klar aus der Regelung des § 123 er-
gebe: 
  
„Die bisherige Regel, nach der volljährige Schüler mit dem Zeitpunkt der Volljährig-
keit mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen dürfen (während ihre El-
tern weiterhin Mitglieder bleiben), wird dahingehend geändert, dass nun die volljäh-
rigen Schüler mit Eintritt der Volljährigkeit Mitglieder werden und ihre Eltern ab die-
sem Zeitpunkt lediglich noch mit beratender Stimme an den Sitzungen teilnehmen 
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können. Dies folgt aus § 123 Abs. 2. Für die Vorsitzenden und die Stellvertretung 
gilt aber § 64 Abs. 3 Satz 4.“ 
 
In der Literatur wird die Mitgliedschaft der volljährigen Schüler teils bejaht (so Wol-
fering, in: SchulG NRW-Kommentar, § 73 (Februar 2023) Rn. 1.1), teils als system-
widrig abgelehnt, da dann Schüler sowohl in der Schülervertretung als auch in der 
Pflegschaft aktiv seien (hierfür Fehrmann, Schulgesetz Nordrhein-Westfalen, 7. Auf-
lage 2020, § 73 Rn. 2). 
 
In der Regel haben die volljährigen Schüler kein Interesse, sich in der Pflegschaft 
zu engagieren. Dies führt dazu, dass in neunjährigen Bildungsgängen eine Jahr-
gangsstufenpflegschaft in der Q2 und zum Teil auch in der Q1 praktisch nicht statt-
findet und diese Stufen auch in der Schulpflegschaft nicht vertreten sind. Mit den 
auf diese Weise wegfallenden Menschen wird die Schulpflegschaft in ihrer Arbeit 
empfindlich eingeschränkt. Erfahrungen aus der Oberstufe werden nicht an die Ver-
treter der Sekundarstufe I weitergegeben. Aber auch der ganzen Schule fehlen das 
Engagement, der Erfahrungsschatz, der berufliche Hintergrund und das Netzwerk 
dieser Eltern. Der Name dieses Elternbeirats lautet nicht ohne Grund „Pflegschaft“.  
 
Zudem werden in den Gremien viele Entscheidungen mit direkten finanziellen Aus-
wirkungen getroffen. Dabei geht es um Klassenfahrten und -ausflüge, die Beschaf-
fung zusätzlicher Materialien oder die „freiwillige“ Ausstattung der Kinder mit digita-
len Endgeräten. Die unterhaltspflichtigen Eltern tragen dabei die finanzielle Verant-
wortung für ihre Kinder, auch nach Erreichen der Volljährigkeit. Eine vollständige 
Abkopplung der Eltern von der schulischen Mitwirkung steht daher im Widerspruch 
zu ihrer tatsächlichen Verantwortung und den praktischen Notwendigkeiten im 
Schulalltag. An etlichen Schulen wird dementsprechend die Rechtslage bewusst ig-
noriert. Elternvertreter bleiben auch nach dem 18. Geburtstag ihres Kindes im Amt 
und setzen damit ein zweifelhaftes Beispiel rechtmäßigen und demokratischen Han-
delns.  
 
Eine Rückkehr zu der Regelung, wonach die Eltern Mitglieder der Pflegschaft blei-
ben, die volljährigen Schüler dagegen beratend an der Klassen- bzw. Jahrgangsstu-
fenpflegschaft teilnehmen können, ist dringend geboten. Eine Einschränkung der 
Rechte der volljährigen Schüler lässt sich leicht vermeiden, wenn diese die Möglich-
keit erhalten, der Mitgliedschaft ihrer eigenen Eltern (oder auch eines bestimmten 
Elternteils) in der Pflegschaft zu widersprechen.  
 
Hilfsweise sollte zumindest eine klare Regelung hinsichtlich der Mitgliedschaft der 
volljährigen Schüler in der Pflegschaft getroffen werden. 
 
Regelungsvorschlag: 
 
§ 64 Abs. 3 Satz 3 
Aktuell: „Die Mitgliedschaft endet, (…). (…) Bei Vertreterinnen und Vertretern der 
Eltern und der Schülerinnen und Schüler endet die Mitgliedschaft auch, wenn sie ihr 
Mandat niederlegen. Sie endet ferner bei Eltern, wenn ihr Kind volljährig wird oder 
die Schule verlässt. Bei den Mitgliedern der Schulkonferenz, Vorsitzenden und stell-
vertretenden Vorsitzenden der Klassenpflegschaft endet das Mandat erst zu dem in 
Absatz 2 bestimmten Zeitpunkt.“ 
Neu: „Bei Vertreterinnen und Vertretern der Eltern und der Schülerinnen und Schü-
ler endet die Mitgliedschaft auch, wenn sie ihr Mandat niederlegen. Sie endet fer-
ner bei Eltern, wenn ihr volljähriges Kind ihrer Mitgliedschaft widerspricht 
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oder die Schule verlässt. Bei den Mitgliedern der Schulkonferenz, Vorsitzenden 
und stellvertretenden Vorsitzenden der Klassenpflegschaft endet das Mandat erst zu 
dem in Absatz 2 bestimmten Zeitpunkt.“ 
 
§ 73 Abs. 1 Satz 2 
Aktuell: „Mitglieder der Klassenpflegschaft sind die Eltern der Schülerinnen und 
Schüler der Klasse, mit beratender Stimme die Klassenlehrerin oder der Klassenleh-
rer und ab Klasse 7 die Klassensprecherin oder der Klassensprecher und die Stell-
vertretung. Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler können daneben mit 
beratender Stimme teilnehmen.“ 
Neu: „Volljährige Schülerinnen und Schüler können daneben mit beraten-
der Stimme teilnehmen.“ 
 
§ 123 Abs. 2 
Aktuell: „Die durch dieses Gesetz geregelten Rechte und Pflichten der Eltern nimmt 
die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler selbst wahr.“ 
Neu: „Die durch dieses Gesetz geregelten Rechte und Pflichten der Eltern 
nimmt die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler selbst wahr. 
Ausgenommen hiervon sind die Mitwirkungsrechte der Eltern in Mitwir-
kungsgremien. Sie können auch von Eltern volljähriger Kinder wahrgenom-
men werden.“ 
 
 
 
§ 74 Schülervertretung 
 
Ergänzter Satz 4 zu Abs. 1: 
 
Sie wird wahrgenommen durch  
1. die Sprecherinnen und Sprecher der Klassen, Kurse und Jahrgangsstufen 
sowie der Schule,  
2. den Schülerrat und  
3. die Delegierten für überörtliche Schülervertretungen  
  
Ergänzung zu Abs. 3 Satz 6: 
 
„Der Rat wählt aus der Schülerschaft die Vertretung für die Schulkonferenz, die 
Schulpflegschaft und die Fachkonferenzen sowie Delegierte für überörtliche Schü-
lervertretungen.“  
 
Stellungnahme: 
Die Klarstellungen dürften der Schülerschaft die Wahrnehmung ihrer Mitwirkungs-
rechte in Zukunft erleichtern und ist daher zu begrüßen. 
 
 
§ 120 Schutz der Daten von Schülerinnen und Schülern und Eltern 
 
Neufassung Abs. 4: 
 
„1Andere wissenschaftliche Untersuchungen, Tests und Befragungen sind nur mit 
Einwilligung im Rahmen des Absatz 2 Sätze 2 und 3 zulässig, wenn dadurch die 
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Bildungs- und Erziehungsarbeit sowie schutzwürdige Belange einzelner Personen 
nicht beeinträchtigt werden oder und die Anonymität der betroffenen Personen ge-
wahrt bleibt. 2Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter.  
3Die Teilnahme der betroffenen Personen ist freiwillig.4In Angelegenheiten 
besonderer oder überörtlicher Bedeutung ist die obere Schulaufsichtsbehörde zu 
unterrichten.“  
  
Stellungnahme: 
 
Die Korrektur des Absatzes ist sehr zu begrüßen. Nunmehr ist klargestellt, dass bei 
der Teilnahme an wissenschaftlichen Untersuchungen, Tests und Befragungen  
 

- die Beeinträchtigung von Bildungs- und Erziehungsarbeit, schutzwürdigen 
Belangen und Anonymität der Personen verhindert werden muss; 

- nicht nur die Freigabe der Daten, sondern auch die Teilnahme als solche 
freiwillig zu sein hat. 

 
Änderung in Abs. 7 Satz 3: 
 
„Die Übermittlung von Daten der Schülerinnen und Schüler und der Eltern an Perso-
nen oder Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs ist nur zulässig, wenn ein 
rechtlicher Anspruch auf die rechtliches Interesse an der Bekanntgabe der Da-
ten besteht und schutzwürdige Belange der betroffenen Person nicht beeinträchtigt 
werden oder wenn die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat.“  
 
Stellungnahme: 
 
Schulen haben in der Praxis ein Interesse daran, dass sich die Aktivität der Klassen-
pflegschaft nicht auf das Abhalten von einer Klassenpflegschaftssitzung im Schul-
jahr beschränkt. Deshalb haben Klassenpflegschaftsvorsitzende in Ausführung ihres 
Amtes ein rechtliches Interesse daran, die von ihnen vertretenen Eltern direkt, z.B. 
per E-Mail erreichen zu können. Eine Kommunikation, die auf die Weiterleitung 
durch die Schule angewiesen ist, schränkt die Arbeit erheblich ein und belastet das 
schulische Personal, wie wir immer wieder in der Praxis erleben.  
 
Schulformbezogene Elternverbände sowie Stadt- und Kreisschulpflegschaften haben 
ein ebensolches Interesse, mit den Eltern, zumindest aber den Schulpflegschafts-
vorsitzenden in ihrem Bereich, in Kontakt treten zu können. Dies gilt umso mehr, 
als vielen Eltern und sogar auch Schulpflegschaftsvorsitzenden die Existenz dieser 
Mitwirkungsmöglichkeiten nicht bewusst ist. Mit jeder Neuwahl in der Schulpflegs-
chaft besteht deshalb die Gefahr, dass ein möglicherweise schon bestehender Kon-
takt verloren geht. Postsendungen und E-Mails werden erfahrungsgemäß von den 
häufig überlasteten Schulsekretariaten nicht zuverlässig weitergeleitet. Die von den 
Schulträgern erhobenen Kontaktdaten der Schulpflegschaftsvorsitzenden werden 
aus Gründen des Datenschutzes nicht an die Gremien weitergegeben. Elternver-
bände fordern seit Jahren erfolglos eine verbindliche Einführung von standardisier-
ten Mailadressen der Schulpflegschaften sowie deren zeitnahe Aktualisierung.  
 
Die geplante Neufassung, die bei bestehendem rechtlichen Interesse sogar die Da-
tenübermittlung an Personen und Institutionen außerhalb des öffentlichen Bereichs 
erlauben will, müsste umso mehr dazu genutzt werden, die Arbeit der 
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Mitwirkungsgremien in der Schule sowie der örtlichen und überörtlichen Zusam-
menschlüsse nach § 72 Abs. 4 (Schulformbezogene Elternverbände sowie Stadt- 
und Kreisschulpflegschaften) zu erleichtern. Dazu bedürfte es allerdings der Klar-
stellung in Bezug auf die Weitergabe der Kontaktdaten (zumindest Name, 
Mailadresse an die genannten Gremien. 
 
 
 
§ 121 Schutz der Daten des Personals im Schulbereich 
 
Ergänzung von Abs. 1 Satz 4: 
 
„Für Zwecke der Lehrkräfteausbildung und Lehrkräftefortbildung dürfen Zentren für 
schulpraktische Lehrerausbildung, Prüfungsämter das Landesamt für Qualitäts-
sicherung und Informationstechnologie der Lehrerausbildung und die Qua-
litäts- und UnterstützungsAgentur - Landesinstitut für Schule die für die Erfül-
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten der Prüflinge und der Lehrenden verarbei-
ten.“  
 
Stellungnahme siehe oben zu §§ 57, 59. 
 
 
 
Artikel 2: Änderung des Lehrerausbildungsgesetzes 
 
 
§ 20 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelungen 
 
Änderung von Satz 1 und 3 von Absatz 9: 
 
„1Abweichend von Absatz 1 tritt § 28 Absatz 4 des Gesetzes über die Ausbildung 
für Lehrämter an öffentlichen Schulen (…), erst am 31. Dezember 202530 außer 
Kraft. 2Bis zu diesem Zeitpunkt können auch Lehrerinnen und Lehrer mit der Befä-
higung zum Lehramt an Gymnasien und Gesamtschulen, Lehramt für die Sekundar-
stufe II oder Lehramt an Berufskollegs die Befähigung zum Lehramt an Grund-, 
Haupt- und Realschulen und den entsprechenden Jahrgangsstufen der Gesamtschu-
len erwerben. 3Dies setzt voraus, dass mindestens eine ihrer Lehrbefähigungen ei-
nem Ausbildungsfach des angestrebten Lehramts in der jeweiligen Schulform ent-
spricht und die zuständige Schulaufsichtsbehörde auf-grund einer mindestens 6-
monatigen hauptberuflichen Tätigkeit an einer Schule ohne gymnasiale Oberstufe 
oder in der Sekundarstufe I der Gesamtschulen feststellt, dass sie über die fachli-
chen Qualifikationen für das angestrebte Lehramt verfügen. (…)“ 
 
Stellungnahme: 
 
Die Herabsetzung der Hürden für den Wechsel von Lehrkräften der Gymnasien und 
Gesamtschulen an Grundschulen und Schulen der Sekundarstufe I ist in der gegen-
wärtigen Mangellage verständlich. Fachfremder Unterricht kann aber nur eine vo-
rübergehende Notlösung sein. 
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§§ 106 ff Schulgesetz: Landeszuschuss und Eigenleistung bei der Ersatz-
schulfinanzierung 
 
Die schon Jahrzehnte andauernde Unterfinanzierung des Schulsystems in Nord-
rhein-Westfalen wurde von uns wie von anderer Seite immer wieder kritisiert. Un-
ser Ausschuss „Schulen in freier Trägerschaft“ weist im Folgenden auf eine Finan-
zierungslücke von Ersatzschulträgern hin. Diese Probleme sind trotz der großen 
Nöte vieler öffentlicher Schulen, die nur durch freiwillige Beiträge der Eltern und die 
Unterstützung ihrer Fördervereine über die Runden kommen, nicht zu vernachlässi-
gen. Im Ernstfall ziehen sich private Träger zurück. Für die Schüler müssen dann 
Plätze an öffentlichen Schulen gefunden werden, was eine zusätzliche Belastung für 
das ohnehin überstrapazierte System wäre. 
 
 
Benachteiligung von Schulen in privater Trägerschaft beenden: 

Pensionszahlungen sind öffentliche Aufgaben und dürfen nicht dem 
Schulträger oder den Eltern über freiwillige Beiträge aufgebürdet wer-
den.  

Reale Förderquote wieder an die gesetzlichen Vorgaben heranführen. 
Dies heißt Förderquote auf der Basis der Gesamtkosten des Schulbe-
triebs vergleichbarer öffentlicher Schulen.  

 
 
Problemstellung: 
 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat der Staat die Auf-
gabe, die Existenz der Ersatzschulen zu sichern. Im Koalitionsvertrag der Regierung 
in NRW haben CDU und Grüne erklärt, dass das Land weiterhin ein fairer Partner 
der Schulen in freier Trägerschaft ist. 
 
Ein Finanzierungsmodell, das auf einem Mix aus staatlichem Zuschuss und Eigen-
leistungen beruht, muss aber sicherstellen, dass eine auskömmliche Finanzierung 
der Schulen in freier Trägerschaft effektiv gewährleistet ist. 
 
Nach Maßgabe der §§ 105 bis 115 Schulgesetz NRW haben die Schulen in privater 
Trägerschaft gegenüber dem Land Anspruch auf die zur Durchführung ihrer Aufga-
ben und zur Erfüllung ihrer Pflichten erforderlichen öffentlichen Zuschüsse. Ausga-
ben dürfen grundsätzlich nur in Höhe der Aufwendungen vergleichbarer öffentlicher 
Schulen anerkannt werden. 
 
Angesichts der gesetzlichen Bindung der Ersatzschulfinanzierung an die Aufwendun-
gen vergleichbarer öffentlicher Schulen sind alle finanzwirksamen Regelungen, die 
im öffentlichen Schulbereich getroffen werden, für die Ersatzschulen haushaltsmä-
ßig umzusetzen. Finanzwirksame Regelungen, die für öffentliche Schulen nicht 
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getroffen werden, dürfen im Umkehrschluss nicht auf Ersatzschulen angewendet 
werden. 
Die Eigenleistung des Schulträgers beträgt grundsätzlich 15 vom Hundert. Werden 
Schulgebäude bereitgestellt, werden weitere 7 v.H.  auf die Eigenleistung angerech-
net, bei bereitgestellter Schulausstattung weitere 2 v.H. Dies bedeutet, dass die 
staatliche Förderung zwischen 85 und 94 v.H. beträgt. Diese Förderquoten sind seit 
dem Jahr 2005 nicht evaluiert worden. Das Schulministerium verfügt somit über 
keine verlässliche Datengrundlage für seine Förderung. 
 
Details zur staatlichen Förderung regelt die Ersatzschulfinanzierungsverordnung: 
eine sehr bürokratische Regelung, die durch zahlreiche „klein-klein“- Regelungen 
besticht und offenkundig bestrebt ist, die staatlichen Zuwendungen an Ersatzschu-
len so gering wie möglich zu halten. Dass man mit dieser Vorgehensweise die ge-
setzliche Förderquote unterläuft und die vorgeschriebene Eigenleistung durch die 
Hintertür erhöht, wird offenkundig in Kauf genommen. Zugleich führt diese Vorge-
hensweise zu einer Ungleichbehandlung mit öffentlichen Schulen. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Eigenleistung der Schulträger erfolgt zum Teil durch 
freiwillige Leistungen der Eltern, die die Eigenleistung des Trägers ganz oder teil-
weise finanzieren. Die Eltern werden dadurch finanziell belastet. Gleichzeitig tritt 
der unerwünschte Effekt der Sonderung ein: finanziell schwächer gestellte Eltern 
scheuen sich, ihre Kinder an solchen Schulen anzumelden.   
 
Die Praxis zeigt, dass sich die tatsächliche Förderquote zwischen 75 und 83 v.H. 
eingependelt hat. Viele Ausgaben von Ersatzschulen bleiben bei der Berechnung der 
Förderleistung unberücksichtigt. Es hat sich eine mit sachlichen Erwägungen 
nicht mehr begründbare Ungleichbehandlung öffentlicher Schulen und Er-
satzschulen herausgebildet. Eine faire Partnerschaft zwischen Landesre-
gierung und Schulen in freier Trägerschaft müsste anders aussehen. 
 
Eine Ersatzschulfinanzierung die sich an den Gesamtkosten (einschließlich 
der zuordenbaren indirekten Kosten) des Schulbetriebs öffentlicher Schu-
len orientiert, hat mehrere Vorteile: 
 

 Entbürokratisierung durch Vereinfachung des Regelwerks 

 Gleichbehandlung öffentlicher Schulen und Ersatzschulen 

 Transparenz und Planbarkeit der staatlichen Förderung 

 Erhöhung der Flexibilität der Mittelverwendung und damit erhöhter 
Anreiz zu wirtschaftlichem Handeln der Ersatzschulen   

 
Beispiele der Ungleichbehandlung:  
 
Pensionsrückstellungen 
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Pensionszahlungen für Lehrer im Ruhestand sind Aufgaben der öffentlichen Hand, 
die sie aus Steuereinnahmen finanziert. Rückstellungen bildet sie dafür nicht. Eltern 
von Kindern an öffentlichen Schulen sind nicht gezwungen sich an den Pensionszah-
lungen für Lehrer im Ruhestand zu beteiligen. Trägern von Schulen in privater Trä-
gerschaft müssen nach Handelsrecht Rückstellungen für künftige Pensionszahlun-
gen bilden, aktuelle Pensionszahlungen werden mit der jeweiligen Förderquote vom 
Land NRW mitfinanziert. Den restlichen Teil muss der Schulträger übernehmen bzw. 
tragen die Eltern, die ihre Kinder in Ersatzschulen schicken, über ihre freiwilligen El-
ternbeiträge. 
 
Da öffentliche Schulen Aufwendungen für Pensionszahlungen nicht haben, sollten 
diese Zahlungen bei Ersatzschulen vollständig refinanziert werden. Pensionszahlun-
gen sind Leistungen der öffentlichen Hand. Die Bildung von Pensionsrückstellungen 
auf Seiten der Ersatzschulen könnte damit entfallen.   
 
Schulhof 
 
Der Schulhof ist nach Ansicht des OVG Münster keine „anerkannte schulisch ge-
nutzte Fläche“ im Sinne des § 109 Abs. 2 Satz 1 Schulgesetz NRW und damit auch 
nicht förderfähig. Förderfähig seien nur Schulgebäude und Sportstätten. Die Träger 
öffentlicher Schule erhalten indes aus den öffentlichen Haushalten die notwendigen 
Finanzmittel, um Schulhöfe zu bauen, instand zu halten oder klimaangepasst zu sa-
nieren. 
 
Prüfungskosten 
 
Die Träger öffentlicher Schulen werden durch die kommunalen Prüfungseinrichtun-
gen (z.B. die Rechnungsprüfungsämter) geprüft. Diese Amtshandlung ist kostenlos. 
Die Träger öffentlicher Schule müssen sich in der Regel durch Abschlussprüfer prü-
fen lassen. Diese Prüfungskosten sind nicht förderfähig. 
 
Sachmittel 
 
Die Bereitstellung der Schuleinrichtung wird mit einer pauschalen Anrechnung von 
2 v.H. abgegolten. Schulausstattung umfasst nicht nur Tische, Stühle oder Tafeln, 
sondern auch die technische Ausstattung von naturwissenschaftlichen Schulräumen 
oder die Schul-IT. Angesichts des technischen Fortschritts (z.B. Schultafeln) und 
der inflationären Preisentwicklung von Schulausstattungen erscheint der bisherige 
Pauschbetrag deutlich zu niedrig.  
Die Förderpraxis muss so ausgestaltet werden, dass nicht nur die Erstausstattung 
gefördert wird, sondern auch der verschleißbedingte Austausch. 
 
Schulbetrieb 
 
Träger von Schulen in privater Trägerschaft verwalten diese selbst. Die hierfür an-
fallenden nicht unerheblichen Kosten sind nicht förderfähig. Bei öffentlichen Schulen 
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übernimmt das kommunale Schulamt die Verwaltungsaufgaben der öffentlichen 
Schulen. Hierfür fallen bei den Schulen keine Ausgaben an. 
 
Lösung: 
 
Es ist erforderlich, dass die zurzeit geltende Ersatzschulfinanzierung in § 
106 ff Schulgesetz NRW geändert wird.  
 

1. Die Ungleichbehandlung öffentlicher Schulen und Schulen in privater 
Trägerschaft muss beendet werden. 

2. Vollständige Übernahme der Zahlungen von Pensionen durch die öf-
fentliche Hand. 

3. Die realen Förderquoten müssen wieder an das gesetzliche Niveau 
herangeführt werden. Orientierung der Förderquoten an den Ge-
samtkosten vergleichbarer öffentlicher Schulen.  

4. Entbürokratisierung des Förderverfahrens. 

5. Schaffung einer validen Datenbasis: Evaluierung der Finanzierungs-
situation von Schulen in privater Trägerschaft alle 10 Jahre. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Vorstand der Landeselternschaft der Gymnasien in Nordrhein-Westfalen e. V. 
 

 

 

 

 
Dr. Oliver Ziehm 
- Vorsitzender - 

 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir das generische Maskulinum. Wir 
meinen immer alle Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung.  

 


